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Wohnungslosigkeit beenden wir nur mit vereinten 
Kräften. Entscheidungsträger:innen in den Bereichen 
Wohnen und Soziales müssen jetzt in allen politischen 
Kompetenzfeldern von Bund, Ländern und Gemeinden 
aktiv werden. 

Wohnen ist Risiko. Doch das muss nicht so sein: In Österreich  
haben wir das Potenzial, Wohnungs- und Obdachlosigkeit zu be-
enden und leistbares, dauerhaftes und inklusives Wohnen für alle 
möglich zu machen.

Die BAWO, der Dachverband der Wohnungslosenhilfe, zeigt hier, 
wie das funktioniert. 

Es ist höchste Zeit, die hier dargestellten Maßnahmen umzusetzen. 
Dass Menschen ihre Wohnung verlieren oder keinen leistbaren 
Wohnraum finden, ist längst kein Randphänomen mehr. Es betrifft 
viele – bis in die Mitte der Gesellschaft.  

Dazu braucht es keine dramatischen Schicksalsschläge: Biogra-
phische Veränderungen wie Auszug, Familiengründung, Arbeitslo-
sigkeit oder Pensionsantritt können schnell dazu führen, dass eine 
neue Wohnung dringend notwendig wird. Wenn zu diesem Zeit-
punkt leistbarer Wohnraum fehlt, droht die Wohnungslosigkeit.

Für Haushalte mit geringem Einkommen ist eine solche Krise chro-
nisch, da die Wohn- und Lebenserhaltungskosten schneller als die 
Einkommen steigen.

Wohnungs- und 
Obdachlosigkeit müssen 

nicht sein!



Housing First beendet 
Wohnungslosigkeit

Was zu tun ist

Housing First ist der geeignete Weg, um innerhalb einer 
bundesweiten Strategie Wohnungslosigkeit zu beenden. Ver-
ankern wir den Ansatz dauerhaft in Abstimmung mit Ländern 
und Gemeinden!

Housing First heißt: Wohnungslose Menschen erhalten direkt Zu-
gang zur eigenen Wohnung und bedarfsorientierte sozialarbeite-
rische Unterstützung vor, während und nach dem Einzug. Dieser 
international bewährte Ansatz muss Kern einer nationalen Strate-
gie zur nachhaltigen Beendigung von Wohnungs- und Obdachlo-
sigkeit sein. 

Housing First sichert nachhaltig Wohnverhältnisse, fördert Inklusi-
on, Teilhabe und Gesundheit1 und stärkt Menschen in ihrer Selbst-
bestimmung. Der gesellschaftlich-ökonomische Nutzen liegt in der 
Reduktion von Folgekosten wie bspw. im Gesundheitssystem.

Housing First beendet Wohnungslosigkeit dort, wo sie entsteht. 
Das gilt auch im ländlichen Raum oder in kleineren Gemeinden. 
So sehen sich Betroffene nicht mehr gezwungen, Unterstützung in 
Ballungsräumen zu suchen. Stattdessen behalten sie ihre sozialen 
Strukturen vor Ort und wohnen weiterhin, wo sie zuhause sind.
Wenn Housing First strukturell zum Einsatz kommt, macht das den 
Wohnungsmarkt inklusiver. Dazu braucht es:

	— finanzielle Mittel, um Einstiegshürden (Finanzierungsbeiträge, 
Kautionen, Umzugskosten) zu nehmen

	— dauerhafte Förderung von mobiler sozialarbeiterischer Unter-
stützung 

	— ausreichend leistbaren Wohnraum und existenzsichernde so-
ziale Transferleistungen



Was zu tun ist

Das Recht auf Wohnraum muss einklagbar sein. Das 
Menschenrecht auf Wohnen gehört in die Verfassung.

Österreich braucht ein individuell einklagbares Recht auf per-
sönlichen Wohnraum2, wie es beispielsweise in Frankreich oder 
Schottland bereits existiert. Personen in Wohnungsnot haben ein 
Recht, von lokalen Behörden eine Wohnung vermittelt zu bekom-
men. Dieser Rechtsanspruch soll möglichst niedrigschwellig reali-
siert werden können.

Die vermittelte Wohnung hat qualitativen Standards zu entspre-
chen, von mietrechtlicher Sicherheit (mit Fokus auf unbefristete 
Verträge), über dauerhafter Leistbarkeit, notwendiger Infrastruktur 
hin zu einer Lage, die der eigenen Lebensrealität angemessen ist.

Wohnen ist ein Menschenrecht 
– setzen wir es durch!



Unbefristete Mietverträge müssen wieder zur Norm gemacht 
werden. Jeder Schritt in diese Richtung hilft!

Was zu tun ist

Keine Scheu vor Maßnahmen zur Regulierung von Mieten: 
Sie entlasten breite Gesellschaftsschichten.  

Mietkosten steigen stärker als Haushaltseinkommen. Aktuelle Kri-
sen (Pandemie, Krieg, Energie, Inflation) befeuern die Preisspirale 
und treiben die Wohnkosten in die Höhe. Haushalten mit geringem 
Einkommen bleibt so nach Abzug der Wohnkosten kaum mehr Geld 
zum Leben übrig. Damit Wohnen für alle leistbar ist, sind die Miethö-
hen in allen Marktsegmenten einzudämmen. Das Ziel, um nachhaltig 
stabil wohnen zu können: Haushalte sollen höchstens 1/3 ihrer Haus-
haltseinkommen für Miete aufwenden müssen.

In befristeten Mietverträgen ist das Risiko der Wohnungslosigkeit 
eingeschrieben. Einerseits, wenn bestehende Verträge nicht ver-
längert werden. Andererseits, wenn bei Vertragsverlängerung oder 
Neuanmietung Mietpreise dem rasant steigenden Marktniveau an-
gepasst werden. Der durchschnittliche Mietpreis inkl. Betriebskos-
ten3 liegt bei unbefristeten Verträgen bei € 8,40/m², bei befristeten 
Verträgen bei €12,20/m². Befristete Mietverträge sind also um 45% 
teurer. Das entspricht bei 70m²-Wohnungen knapp € 3.200 im Jahr! 
Das Alter der Mietverträge spielt dabei eine wichtige Rolle: Zwei 
Jahre alte Verträge sind um 85% teurer als jene, die seit über 30 
Jahren bestehen.4 Konstante Preiserhöhungen betreffen vor allem 
junge Menschen, denn über 40% der unter 30-Jährigen leben in be-
fristeten Mietverhältnissen. 
Die Anzahl befristeter Mietverträge muss reduziert und die Möglich-
keiten für Befristungen müssen eingeschränkt werden. Das sorgt für 
dauerhaft leistbares Wohnen in sicheren Mietverhältnissen.

Sichern wir leistbares Wohnen 
– mit begrenzten Mieten & 

unbefristeten Verträgen



Leistbares Wohnen für die, die 
es am dringendsten brauchen

Österreich ist beim Thema leistbares Wohnen in einer relativ guten 
Ausgangssituation. Und wir müssen dafür sorgen, dass das auch 
so bleibt.

Das Dilemma: Trotz dieser guten Ausgangssituation ist die Zahl der 
obdach- und wohnungslosen Menschen seit Jahren auf konstant 
hohem Niveau. Viele, die leistbares Wohnen dringend brauchen, 
sind vom gemeinnützigen und kommunalen Sektor ausgeschlos-
sen. 

	— Der gemeinnützige Wohnbau in Österreich muss erhalten und 
weiter ausgebaut werden.

	— Öffentlich geförderte Wohnungen müssen transparent und nach 
objektiv nachvollziehbaren Kriterien vergeben werden. Dabei 
soll die soziale Dringlichkeit des Wohnbedarfs im Fokus stehen.

	— Lange Residenzpflichten für dem gemeinnützigen Wohnbau 
sind gegenüber dem Recht auf Wohnen abzuwägen und sollen 
nur in engen legitimierten Grenzen zulässig sein.

	— Jede zehnte, bei großen Anlage jede zwanzigste, Mietwohnung 
muss pro neu errichtete geförderte Wohnanlage für Housing 
First zur Verfügung stehen. Dies betrifft Gemeinden, sowie ge-
meinnützige und gewerbliche Bauträger, die Wohnbauförde-
rung erhalten. 

	— Freiwerdende ausfinanzierte und damit besonders günstige 
gemeinnützige Wohnungen müssen vordergründig für Housing 
First bzw. für die Wohnungslosenhilfe zur Vergabe angeboten 
werden. 

	— Für armutsbetroffene Menschen unüberwindbare finanzielle 
Hürden zu leistbarem Wohnen müssen abgebaut werden.

	— Wohnbeihilfen müssen für Mieter:innen in allen Bundesländern 
und allen Sektoren am Wohnungsmarkt zur Verfügung stehen. 

Konkrete Vorschläge dazu im Folgenden



Für ein diskriminierungsfreies  
Wohngemeinnützigkeitsgesetz (WGG)

Laut WGG werden österreichische Staatsbürger:innen beim Zu-
gang zum gemeinnützigen Wohnbau vorrangig behandelt. Das ist 
verfehlt.

Menschen ohne österreichische Staatsbürgerschaft sind so oft-
mals auf den privaten Wohnsektor limitiert. Damit steigt das Risiko 
von Wohnungslosigkeit, prekäre und überteuerte Wohnverhältnis-
se sind keine Seltenheit. 

Diskriminierende Regelungen im WGG 
	— führen zu (fortlaufenden) existenziellen Krisen bei betroffenen 

Menschen.
	— stehen Inklusion und Teilhabe unabhängig vom Einkommen im 

Weg.
	— bedeuten für die Wirtschaft Nachteile: Menschen wird es so 

erschwert, sich dort niederzulassen, wo sie am Arbeitsmarkt 
gebraucht werden. Das verhindert den Einstieg in die Erwerbs-
arbeit, insbesondere in Mangelberufen. 

Gemeinnütziger Wohnbau hat Priorität

Die Wohnbauförderung muss unbedingt zweckgebunden sein.  
Mieten werden besonders am privaten Markt teurer, gleichzeitig 
ist die Nachfrage nach leistbarem Wohnraum ungebrochen hoch. 
Der gemeinnützige Wohnbau sorgt für ein flächendeckendes An-
gebot an dauerhaft leistbaren Mietwohnungen. Er muss darum 
oberste Priorität haben.



Ausschlusskriterien erhöhen das Risiko 
von Wohnungslosigkeit

Zugangskriterien zu geförderten Wohnungen gestalten sich je 
nach Bundesland und Gemeinde unterschiedlich. Manche gängi-
gen Regelungen erhöhen jedoch für bestimmte Gruppen von Men-
schen das Risiko von Obdach- und Wohnungslosigkeit. 

Für Menschen mit anerkanntem Aufenthaltsrecht dürfen Aufent-
haltsdauer oder Sprachkenntnisse keine Ausschlusskriterien zum 
geförderten Wohnbau sein.
Ebenso wenig dürfen Menschen, die in der Vergangenheit ihre 
Wohnung verloren haben, mit Ausschluss von gefördertem Wohn-
raum sanktioniert werden.

Benachteiligte Gruppen brauchen Angebote, die sie bei der Suche 
nach leistbaren Wohnungen unterstützen.

Soziale Dringlichkeit bei der Vergabe von geförderten Woh-
nungen priorisieren

Was zu tun ist

Eine Quote an Wohnungen pro geförderte Wohnanlage für 
Housing First zur Verfügung stellen

Regelungen im WGG, die Menschen ohne österreichische 
Staatsbürgerschaft benachteiligt behandeln, streichen

Aufenthaltsdauer oder Sprachkenntnisse aus den Kriterien 
zur Vergabe von geförderten Wohnungen auf Landes- und 
Gemeindeebene streichen

Wiedereinführung der zweckgebundenen Wohnbauförde-
rung zugunsten des gemeinnützigen Wohnbaus



Wohnungslosigkeit ist eine 
Aufgabe der Sozial- und 

Wohnpolitik
Leistbarkeit bedeutet, dass man nach bezahlten Wohnkosten noch 
genug Geld fürs Leben übrighat. Wieviel dies genau bedeutet, kann 
den jeweils aktuellen Referenzbudgets der Schuldenberatungen.5 
entnommen werden. 2024 waren für eine Einzelperson etwa 982€ 
nach Abzug der Wohnkosten notwendig, um die grundlegendsten 
Kosten des Lebens in Österreich abdecken zu können. Um leistba-
res Wohnen für alle möglich zu machen, sind wohnpolitische Maß-
nahmen nötig, die Wohnkosten verringern. Außerdem braucht es 
armutsfeste Einkommen.

Was zu tun ist

Verbesserung der Leistungen der Sozialhilfe/Mindestsiche-
rung und anderer Unterstützungen

Erhöhung der Nettoersatzrate des Arbeitslosengeldes

höhere Löhne forcieren

transparenten und niedrigschwelligen Zugang zu Leistungen 
aus dem Sozialsystem ermöglichen



Wohnungen sind zum Wohnen 
da: Leerstand mobilisieren

653:000 Wohnungen sind in Österreich ohne Haupt- oder Neben-
wohnsitzmeldung. Das sind 13% aller Wohnungen!6 In Innsbruck, 
wo Überprüfungen vor Ort stattfinden, spricht man von einer Quo-
te von 8,7%.5 Eine weitere Studie kommt mit anderer Berechnung 
immerhin noch auf 230.000 Wohnungen.7

Der Bund muss Möglichkeiten zur einheitlichen Leerstandserhe-
bung bereitstellen. Diese sind auf regionale/lokale Gegebenheiten 
anzupassen. Die Erhebung stellt vermutlich den schwierigsten 
Schritt dar. Danach müssen Länder und Gemeinden mit zweckge-
bundenen Leerstandsabgaben oder innovativen Konzepten dafür 
sorgen, dass vorhandener Wohnraum genutzt werden kann. 

Was zu tun ist

Wohnungsleerstand bundesweit einheitlich erheben

konkrete Maßnahmen zur Mobilisierung von leerstehendem 
Wohnraum, insbesondere durch Leerstandsabgaben, 
umsetzen



Wohnen sichern – Obdach- und 
Wohnungslosigkeit verhindern

Im Jahr 2023 wurden 4.402 Delogierungen durchgeführt.8 Nach 
Delogierungsstopp aufgrund von Mietrückständen während der 
COVID-19 Pandemie steigen die Zahlen an Räumungen wieder 
an. Noch bleiben sie unter dem Niveau von 2019 – auch dank des 
Wohnschirms des Sozialministeriums.

Nachhaltige Wohnungssicherung braucht frühzeitige Intervention, 
Beratungsangebote mit niederschwelligem Zugang auch in Gebie-
ten außerhalb von Hauptstädten, zeitnahe Erstgespräche und vor 
allem zielgruppenorientierte Angebote (Digitalisierung als Ergän-
zung, Dolmetsch-Angebote, spezifische Angebote für junge Er-
wachsene, Frauen, etc.).

Wohnungssicherung geht über das wichtige Feld der Delogie-
rungsprävention hinaus. Die vielfältigen strukturellen Ursachen, 
die einem drohenden Wohnungsverlust vorangehen, müssen mit 
behandelt werden.

Lässt sich ein Wohnungsverlust nicht vermeiden, muss die Dauer 
der Wohnungslosigkeit so kurz wie möglich gehalten werden – 
etwa durch flächendeckende Housing First Angebote.

Was zu tun ist

sozial- und wohnpolitische Ursachen von Armut und fehlen-
dem leistbaren Wohnraum beseitigen

flächendeckende, zielgruppenorientierte Angebote zur Woh-
nungssicherung dauerhaft absichern
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